
 

 

Gemeinde Rosendahl Rosendahl, den 29.12.2022 

 Der Bürgermeister 
 
 

 

S i t z u n g s v o r l a g e  Nr. X/303 

öffentliche Sitzung 
 

 

 

Beratungsgang: 

Planungs-, Bau- und Umweltausschuss 18.01.2023 

Rat 26.01.2023 

 
 

 

Betreff: Straßen- und Wegekonzept der Gemeinde Rosendahl gemäß § 8a 

Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG 

NRW) – III. Fortschreibung 2023 - 2027 
 

 

FB/Az.: FB II / 969.60 
 

 

Produkt: 56/11.003 Abwasserbeseitigung 
57/12.001 Straßen, Wege, Plätze und Verkehrsanlagen 

 

 

 

Bezug:  
 

 

Finanzierung 

Höhe der Aufwendung/Auszahlung:  

Finanzierung durch Mittel bei Produkt:  

Über-/ außerplanmäßige Aufwendung/ 
Auszahlung in Höhe von:  

Finanzierungs-/ Deckungsvorschlag:  
 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der III. Fortschreibung des Straßen- und Wegekonzeptes für die Jahre 2023 bis 2027 
(Anlage 1) gem. § 8a KAG NRW wird zugestimmt. Eine Ausfertigung ist dem Originalpro-
tokoll als Anlage beizufügen. 
 
 
 

 

Sachverhalt: 
 
Der Rat der Gemeinde Rosendahl hat am 17.12.2020 das erste Straßen- und Wegekon-
zept für die Jahre 2021 bis 2025 beschlossen. Nach § 8a Abs. 1 Kommunalabgabenge-
setz für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) hat die Gemeinde Rosendahl in ei-
nem Straßen- und Wegekonzept darzustellen, wann technisch, rechtlich und wirtschaft-
lich sinnvoll Straßenunterhaltungsmaßnahmen möglich sind und wann beitragspflichtige  
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Straßenausbaumaßnahmen an den Straßen, Wegen und Plätzen der Gemeinde Ro-
sendahl erforderlich werden können. Das Konzept ist bei Bedarf, mindestens jedoch alle 
2 Jahre, fortzuschreiben. Im verwaltungsinternen Konsens erfolgt routinemäßig eine jähr-
liche Fortschreibung. Die Verwaltung beabsichtigt nunmehr, eine Fortschreibung des 
Straßen- und Wegekonzeptes für die folgenden fünf Jahre vorzulegen. Mit dieser Vorlage 
wird das entsprechend ergänzte und aktualisierte Straßen- und Wegekonzept für die Jah-
re 2023 bis 2027 zur Entscheidung gebracht. 
 
Mit einer Verabschiedung dieses Straßen- und Wegekonzeptes wird sichergestellt, dass 
die Beitragspflichtigen eine Förderung durch das Land nach der Richtlinie über die Ge-
währung von Zuwendungen an Kommunen zur Entlastung von Beitragspflichtigen bei 
Straßenausbaumaßnahmen in Nordrhein- Westfalen (Förderrichtlinie Straßenausbaubei-
träge) vom 11.05.2022 (MBl. NRW. 2022 S. 379) erhalten können. Die Zuschussrichtlinie 
macht eine Förderung für nach dem 01.01.2021 beschlossene Maßnahmen davon ab-
hängig, dass sie auf der Basis eines vom kommunalen Gremium beschlossenen Straßen- 
und Wegekonzeptes erfolgen. Die Aufnahme in die Tabelle der voraussichtlich beitrags-
pflichtigen Maßnahmen führt aber nicht allein dazu, dass eine Beitragspflicht für die An-
lieger*innen entsteht. 
 
Das Straßen- und Wegekonzept trifft ausdrücklich keine Festlegung über Durchführung, 
Umfang oder andere Einzelheiten der jeweiligen Straßenausbaumaßnahme. Diese Ent-
scheidungen bleiben den nach der Zuständigkeitsordnung jeweils zuständigen Vertre-
tungsorganen vorbehalten. Es handelt sich bei dem Straßen- und Wegekonzept lediglich 
um eine frühzeitige Zusammenstellung aller in Betracht kommenden Maßnahmen.  
 
Die Darstellung der beitragspflichtigen Straßenausbaumaßnahmen in der Tabelle ist sor-
tiert nach dem frühestmöglichen Ausführungsjahr. Die Daten stammen aus den Maß-
nahmenplänen der Mittelanmeldungen für den Haushalt 2023. 
 
 
 
Im Auftrage: 
 
 
 
Thies 
Produktverantwortliche 

Im Auftrage: 
 
 
 
Wiesmann 
Fachbereichsleiter 

Kenntnis genommen: 
 
 
 
Gottheil 
Bürgermeister 
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